
In der Tschechischen Republik sagen die Abgeordneten 

Ja zur Selbstverteidigung

Die tschechischen Abgeordneten haben am Freitag, den 18. Juni 2021, mit 141 Ja-Stimmen, 

3 Nein-Stimmen und 15 Enthaltungen einen Antrag angenommen, der die Charta der Grundrechte 
und Freiheiten um einen neuen Artikel ergänzt, der besagt, dass „das Recht, das eigene Leben oder 
das Leben eines anderen Mannes oder einer anderen Frau auch mit Hilfe einer Waffe zu verteidigen,
unter den gesetzlich festgelegten Bedingungen garantiert ist.“ Mit anderen Worten: Die 
tschechischen Abgeordneten stimmten für die Legalisierung der Selbstverteidigung. Um Gesetz zu 
werden, muss diese Änderung noch vom Senat genehmigt werden.

„Übermäßige Regulierung führt zu einem Anstieg der Anzahl illegaler Waffen
Zur Motivation für die Änderung der Gesetzgebung in diese Richtung erklärte die Abgeordnete Jana
Černochová (Bürgerlich-Demokratische Partei, ODS – Opposition):

„Eine übermäßige Regulierung von legal gehaltenen Waffen macht keinen Sinn und 
führt zu einem Anstieg der Zahl illegal gehaltener Waffen […] Das Ziel ist nicht, die 
Zahl der Waffen in den Händen der Bürger zu erhöhen. […] Eine vernachlässigbare 
Anzahl von Verbrechen wird mit einer legal gehaltenen Waffe begangen“,

während der Abgeordnete Jiří Mašek (ANO – Mehrheit) sagte: „Dies ist kein Gesetz über die 
Bewaffnung, sondern über den Einsatz von Waffen zur Selbstverteidigung.“ Der Vorsitzende der 
Populistischen Partei (SPD), Tomio Okamura, der den Text ebenfalls unterstützte, argumentierte 
seinerseits, dass „ein ehrlicher Mann […] Angst hat, sich zu verteidigen, wenn er nachts in seinem 
Haus angegriffen wird“, und bezog sich dabei auf einen jüngsten Vorfall in der Region Pilsen 
(Westböhmen).

Eine Petition, die von 102.000 Menschen unterstützt wird

Die Änderung folgt einer Petition, die von Jägern und anderen Waffenbesitzern initiiert und von 
102.000 Bürgern unterzeichnet wurde, als Reaktion auf die Bestrebungen der Europäischen 
Kommission, im Namen des Kampfes gegen den Terrorismus den – auch legalen – Besitz von 
Schusswaffen einzuschränken.


